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Als die neue Demokratie laufen lernte

Militärregierung setzte 1945 in Lohmar die Verwaltung wieder ein und belebte die Parteien

von Hans Warning

Der Zweite Weltkrieg war noch 
nicht beendet, da versuchte 

die amerikanische Militärregie-
rung nach der Einnahme Siegburgs 
am 10. April 1945 eine neue, nazi-
freie Verwaltung in Siegburg auf-
zubauen. Die Offi ziere, die hinter 
der kämpfenden Truppe in den er-
oberten Gebieten verblieben, hiel-
ten Ausschau nach unbelasteten 
Personen, die unter Aufsicht und 
Zustimmung der Militärregie rung 
die Verwaltung in den Kommunen 
übernehmen sollten. In dem zer-
störten Land gab es eine Fülle von 
lebenswichtigen Aufgaben, um die 
Bevölkerung nach der Katastrophe 
wieder zu einem „normalen“ Leben 
zu führen. Die Nazidiktatur sollte 
baldigst in eine demokratische Ord-
nung überführt werden.

Der Weg zur Demokratie

Die Amerikaner und ab Juni 1945 
die Briten verfolgten konsequent 
den Weg zu einer demokratischen 
Selbstverwaltung, in der die Ver-
waltung in den Kommunen mit den 
pluralistisch zusammengesetzten 
Volksvertretungen zusammenar-
beiten sollten. Zunächst wurden die 
eingesetzten Bürgermeister in wö-
chentlichen Dienstbesprechungen 
im Landratsamt Siegburg von den 
Vertretern der Militärregierung in 
die neue demokratische Verwal-
tung und die Lösung dringender 
Probleme eingeführt. Im Herbst 
1945 wurde in Lohmar für das Amt 
Lohmar dem Bürgermeister ein Be-
ratender Ausschuss von begrenzter 
Größe zugeordnet. Wenig später 
wurde die Trennung von Verwal-
tung und den politischen Parteien 
angeordnet. Der Verwaltung stand 
der Gemeinde- bzw, der Amtsdi-
rektor vor, die Gemeindevertretung 
leitete der politische Bürgermeis-
ter. Anfang 1946 wurde der Bera-
tende Ausschuss durch eine grö-
ßere Amtsvertretung abgelöst und 
vier Ausschüsse für die wichtigsten 
Arbeitsbereiche eingerichtet. In 
den amtszugehörigen Gemeinden 
entstanden von der Militärregie-
rung eingesetzte Gemeindevertre-
tungen.

Nach der offi ziellen Gründung 
bzw. Wiedergründung von Parteien 
1945/46 fanden dann am 15. Sep-
tember 1946 die ersten freien Kom-
munalwahlen für die Amts- und 
Gemeindevertretungen statt. Die 
Ergebnisse mussten von der Mili-
tärregierung bestätigt werden. Die 
Einladungen und die Protokolle der 
Ratssitzungen waren an die Kreis-
verwaltung Siegburg einzureichen 
und von der Militärregierung zu 
akzeptieren.

Die Lage nach Einstellung 
der Kampfhandlungen

Nach wochenlangem Artillerie-
beschuss, Tieffl ieger- und Bom-
benangriffen wurde die Kreisstadt 
Siegburg nach heftigen Straßen-
kämpfen am 10. April 1945 von den 
Amerikanern eingenommen und 
auch Lohmar am gleichen Tag mi-
litärisch besetzt. Für die Bewohner 
dieses Raumes war der Krieg been-
det, die verschüchterte und verängs-
tigte Bevölkerung registrierte die 
totale Niederlage und die überall 
sichtbaren Zerstörungen. Es waren 
in erster Linie Frauen, Kinder und 
ältere Menschen – die wehrpfl ichti-
gen Männer waren zum Wehrdienst 
oder zum Volkssturm eingezogen 
– die den amerikanischen Soldaten 
gegenüberstanden.

Die Einwohner versuchten ihre 
Wohnhäuser und Wohnungen not-
dürftig wiederherzurichten, es fehl-
te aber in diesen chaotische Tagen 
an allem. Es gab weder Dachziegel, 
Glas, Holz, Steine, noch Zement 
und Kalk, vor allem aber keine 
Fahrzeuge, um diese Materialien zu 
transportieren. Von der Sorge um 
das tägliche Brot und die warme 
Stube war nahezu die gesamte Be-
völkerung betroffen. 

Die kommunalen Verwaltungen, 
die überall mit bescheidener Be-
setzung gearbeitet hatten, waren 
zusammengebrochen, da die Na-
ziführer sich abgesetzt hatten. Es 
musste aber organisiert und ange-
ordnet werden, dass die Bevölke-
rung mit dem Lebensnotwendigen 

versorgt und Arbeit beschafft wur-
de.

Die amerikanische Führung er-
kannte aber, nachdem die kämpfen-
de Truppe weitergezogen war, dass 
schnellstens eine provisorische 
Verwaltung eingerichtet werden 
musste. Das galt auch für Lohmar 
und seine sechs amtszugehörigen 
Gemeinden. Doch wer konnte poli-
tisch unbelastete Fachleute für diese 
Aufgaben benennen? Die Militärre-
gierung vor Ort nahm Kontakt mit 
den Geistlichen auf, denen man den 
Abstand zum Nazisystem zutraute. 
In Siegburg wurde schon kurz nach 
der Einnahme der Stadt, also noch 
vor dem offi ziellen Kriegsende am 
8. Mai 1945, ein Landrat eingesetzt, 
der bei der Auswahl von Bürger-
meistern mitwirkte.

In Lohmar fi el die Wahl auf Josef 
Lagier aus Heppenberg. Der drei-
undfünfzigjährige Landwirt, Vater 
von zehn Kindern, wurde am 23. 
April 1945 durch den Befehlshaber 
der örtlichen Besatzungstruppen in 
Anwesenheit zahlreicher Bürger 
aus Lohmar mit der Wahrung der 
Geschäfte des Amtsbürgermeisters 
betraut. Gleichzeitig sollte er in 
Personalunion als Bürgermeister 
die Gemeinde Wahlscheid mitver-
walten.

Josef Lagier war 1945 auch 
Mitbegründer der Zentrumspartei
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Lagier brachte für dieses Ehrenamt 
die besten Voraussetzungen mit, da 
er vor Jahrzehnten die Prüfung als 
Verwaltungsbeamter abgelegt hatte 
und jahrelang als Fachlehrer an Ver-
waltungsschulen (Staatsrecht, Ver-
fassung, Verwaltungsrecht u.a.m.) 
tätig war. Im November 1924 wur-
de er einstimmig zum Bürgermeis-
ter von Bad Kiedrich im Rheingau 
gewählt. Nach Ablauf seiner zwölf-
jährigen Amtszeit wurde seine ein-
stimmige Wiederwahl wegen poli-
tischer Bedenken von der NSDAP 
nicht bestätigt. Er wurde nach Her-
absetzung seines Diensteinkom-
mens in den Ruhestand versetzt 
und übernahm den elterlichen Hof 
in Heppenberg, den er mit seinen 
Eltern und einigen seiner Kinder 
bewirtschaftete. Mit Schreiben vom 
25. April 1945 an den Landrat des 
Siegkreises bat er um die vorläufi ge 
Bestätigung für das Amt im Loh-
marer Rathaus. Der amerikanische 
„Military Government Offi cer“, 
Major Staats, informierte den neu-
en Amtsinhaber in einem Schreiben 
über seine Pfl ichten: Aufrechter-
haltung von Gesetz und Ordnung, 
Ausrottung von Nazismus, Nazi-
ämtern, ihren Mitarbeitern und dem 
Militarismus, Ausrottung der Un-
terschiede, die sich begründen auf 
Farbe, Rasse, Glaubensbekenntnis 
oder der politischen Meinung. Wei-
ter heißt es in der Anweisung: 

„Sie werden sich vertraut ma-
chen mit sämtlichen Gesetzen 
der Militärregierung und dazu 
beitragen, sie auf allen Ämtern 
innerhalb Ihrer Gerichtsbarkeit 
bekannt zu machen. Nur dann 
und insoweit werden Sie die Be-
fehle höherer, ziviler Stellen aus-
führen, als Sie von der Militär-
behörde Anweisung dazu haben. 
Sie werden alle Regierungsfunk-
tionen einschließlich der Polizei 
und öffentlicher Ämter nationaler 
Tätigkeit innerhalb Ihrer Recht-
sprechung und Kontrolle ausü-
ben. Nach der Ausschließung der 
Nazipersonen und irgendwelcher 
Parteitätigkeit, die für das Wohl 
der Allgemeinheit wesentlich ist, 
werden Sie den Vorgesetzten der 
Militärregierung die Entschei-
dungen innerhalb Ihres Verwal-
tungsbezirkes empfehlen. 

Sie werden alle Zivilbehörden 
und öffentlichen Beamten un-
terrichten, auf ihren Posten zu 

bleiben, bis ein anderer Befehl 
ergeht. Das ist jedoch nur dann 
möglich, wenn diese Personen 
mit den Zielen, wie sie in Para-
graph l aufgeführt wurden, in 
Einklang zu bringen sind und 
soweit sie diesen Befehlen nicht 
entgegenstehen. 

Sie werden sich vergewissern, 
dass der Fragebogen (zur Ent-
nazifi zierung) an alle Ämter und 
öffentliche Angestellten verteilt 
wird. Nach der vorgeschrie-
benen Frist von drei Tagen muss 
er vollständig und gewissenhaft 
ausgefüllt zurückgegeben wer-
den. 

Wenn es im Dienste einer gere-
gelten Verwaltung notwendig 
ist, werden Sie Angestellte und 
Beamte ernennen, um Lücken in 
der Verwaltung auszufüllen und 
falls diese von der Militärregie-
rung anerkannt sind, auf einer 
zeitlichen Grundlage einstellen. 
Wenn Sie solche Anstellungen 
vornehmen, werden Sie sich ver-
gewissern, dass an der Spitze 
wichtiger Fachabteilungen die 
Vertreter aller politischen Be-
kenntnisse und wirtschaftlichen 
Gruppen vertreten sind, sofern 
sie nicht verboten sind.

Sie sind verantwortlich für die 
Sicherstellung aller Urkunden. 
Falls irgendwelche Urkunden 
in der Zeit Ihrer Amtstätigkeit 
verloren gehen oder falls solche 
fehlen, ist der Militärregierung 
sofort zu berichten.

Sie werden sofort der Militärre-
gierung alle Beamten und Ange-
stellten melden, die eine untreue 
Haltung der Militärregierung 
gegenüber an den Tag legen oder 
sich weigern, mit ihr zusammen-
zuarbeiten. Sie werden berichten, 
wenn man versucht, die Akten zu 
vernichten oder wegzuschaffen.

Sie werden gewissenhaft dar-
über wachen, dass die Zivilar-
beiter der Vereinten Nationen 
(gemeint sind die Fremdarbeiter) 
und die Kriegsgefangenen gut 
versorgt werden. Da solche Be-
stimmungen fehlen, werden Sie 
Ihr Bestes zur Unterstützung, 
medizinischen Betreuung und 
allgemeiner Wohlfahrt solcher 
Personen tun. Zahl, Nationalität 

und Geschlecht dieser Personen 
sind der Militärregierung sofort 
mitzuteilen. 

Sie werden den Bestimmun-
gen der oben genannten Para-
graphen unter allen Umständen 
nachkommen. Abkürzungen und 
Zufügungen sowie andere Ände-
rungen behält sich die Militärre-
gierung vor.“

An den ehrenamtlich tätigen Amts-
bürgermeister wurden hohe Erwar-
tungen geknüpft und ein hohes Maß 
an Loyalität zur Militärregierung 
vorausgesetzt. Mit den wenigen 
Mitarbeitern im Rathaus erwartete 
Josef Lagier eine Menge Arbeit in 
dieser trostlosen und schwierigen 
Zeit. Zu seiner Unterstützung und 
als seinen Stellvertreter konnte er 
Ludwig Polstorff gewinnen, den 
ehemaligen Amtsbürgermeister von 
Lohmar (1906 bis 1927). Knapp 
zwei Monate verblieb Josef Lagier 
im Amt. Dann wurde er von Richard 
Schmidt abgelöst, der ebenfalls auf 
eine Ausbildung als Beamter ver-
weisen konnte. Im gleichen Monat 
übernahmen die Briten die Militär-
regierung von den Amerikanern, da 
der Siegkreis zur britischen Besat-
zungszone gehörte.

Beratende Ausschüsse beim 
Kreis und in den Gemeinden

Der ebenfalls von der Militärregie-
rung ernannte Landrat in Siegburg 
als auch die übrigen Amts- und 
Gemeindebürgermeister mit ihren 
Mitarbeitern waren bei der Fülle 
der Aufgaben in den Verwaltungen 
maßlos überfordert. Da im Sommer 
1945 noch keine Parteien offi ziell 
zugelassen waren, erlaubte die Mi-
litärregierung bei der Kreisverwal-
tung in Siegburg einen sogenannten 
„Beratenden Ausschuss“ einzurich-
ten, der alle 14 Tage zusammentrat. 
In ihm saßen Personen, die schon 
zu Zeiten der Weimarer Republik 
den damaligen Parteien angehört 
hatten. Die Mitglieder dieses Aus-
schusses unterstützten nicht nur den 
Landrat beratend bei seinen Ent-
scheidungen, sondern übten sich 
hier unter Aufsicht der Militärre-
gierung in demokratischen Verhal-
tensweisen. 

In einem Schreiben vom 21. August 
1945 teilte Landrat Josef Clarenz 
dem Amtsbürgermeister in Lohmar 
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mit, dass sich die Militärregierung 
aufgrund der positiven Erfahrungen 
beim Kreis damit einverstanden 
erklärt habe, auch bei den Amts- 
oder Gemeindeverwaltungen ähn-
liche Ausschüsse zu bilden. Der 
Ausschuss solle möglichst klein 
sein und höchstens acht Personen, 
bei Städten und größeren Ämtern 
höchstens zehn Personen umfassen. 
Bei der Auswahl der Ausschüsse 
solle zweckmäßig das Ergebnis 
der letzten freien Wahlen zugrunde 
gelegt werden, forderte die Mili-
tärregierung. Es sei auch darauf zu 
achten, dass die verschiedenen Be-
rufszweige – Landwirtschaft, Han-
del, Industrie u.s.w. – sowie die ver-
schiedenen religiösen Bekenntnisse 
angemessen berücksichtigt wür-
den. Ausgeschlossen seien ehema-
lige Mitglieder der NSDAP. Jeder 
Bewerber hatte den mehrseitigen 
Fragebogen zur Entnazifi zierung 
gewissenhaft auszufüllen und ein-
zureichen. Danach würden aus den 
Vorschlägen des Amtsbürgermeis-
ters die Mitglieder des Beratenden 
Ausschusses von der Militärregie-
rung ausgewählt.

Amtsbürgermeister Schmidt nahm 
umfangreiche Recherchen im 
Amtsbezirk vor, um tüchtige und 
unbelastete Personen für diese erste 
Stufe einer demokratischen Selbst-
verwaltung zu gewinnen. Innerhalb 
der Akten befi ndet sich ein Brief 
vom 7. September 1945, in dem der 
katholische Pfarrer Offergeld von 
Lohmar fünf Kandidaten zur Aus-
wahl nennt.

Am 28.9.1945 legte der Amts-
bürgermeister die Liste der Bewer-
ber für den Beratenden Ausschuss 
des Amtes Lohmar vor:

Wilhelm Paffrath, Gebermühle  KPD
Hans Euler, Lohmar SPD
Otto Schug, Lohmar, Pützerhau  SPD
Josef Hagen, Lohmar, Gartenstr. CDP
Peter Kemmerich, Lohmar, 

Hauptstraße CDP
Baptist Broicher, Lohmar, 

Mühlenweg  CDP
Ferdinand Hein, 

Knippscher Hof CDP
Robert Schwamborn, Inger  CDP
Albert Meier, 

Broich bei Donrath CDP
Wilhelm Felder, Breidt  CDP

Da die CDU noch nicht gegrün-
det war, traten die konservativen 
Mitglieder unter Christlich De-
mokratische Partei (CDP) an. Die 
erste Sitzung des Beratenden Aus-

schusses, die nach Anordnung der 
Militärregierung nicht öffentlich 
sein durfte, fand am 12. Oktober 
1945 im Dienstzimmer des Amts-
bürgermeisters statt. Es wurden 
dringliche Fragen wie Sofortmaß-
nahmen Obdach, Einsetzung eines 
Wohnungsausschusses, Neube-
setzung des Transportleiterbüros 
und Neubesetzung der Stelle eines 
Amtsboten und Vollziehungsbeam-
ten beraten.

Die in den folgenden Wochen ein-
berufenen Sitzungen verliefen nicht 
immer sachlich und zügig. Amts-
bürgermeister Schmidt beklagt sich 
in einem Schreiben an den Landrat 
vom 17. Dezember 1945, dass die 
Erörterungen oftmals in persön-
lichen Angelegenheiten, insbe-
sondere in der mehr oder weniger 
persönlichen Beurteilung von ehe-
maligen Mitgliedern der NSDAP 
ausuferten. So konnte z.B. das 
Protokoll einer Sitzung durch den 
Schriftführer nicht mit der Schreib-
maschine geschrieben werden, weil 
er als ehemaliger Parteigenosse 
(PG) entlassen wurde. Deshalb lag 
nur ein fl üchtiges, mit Bleistift ge-
schriebenes Protokoll vor.

Die Ortsgruppe Lohmar-Wahl-
scheid der SPD beantragte am 2. 
Oktober 1945: „Wir bitten um öf-
fentlichen Aushang der Listen der 
ehemaligen Mitglieder der NSDAP 
und ihrer Gliederungen, die regis-
triert worden sind. Durch diese 
Maßnahme könnte endlich einmal 
festgestellt werden, ob auch alle den 
Mut besessen haben, für ihre Tat ge-

rade zu stehen, was diesseits stark 
in Frage gestellt wird.“ Außerdem 
sollten künftig keine Aufträge der 
Gemeinde an ehemalige Mitglieder 
der NSDAP erteilt werden. Protest 
legte die SPD gegen die Anstellung 
eines ehemaligen Parteimitgliedes 
als Leiter des Wohnungsamtes ein. 
In einem weiteren Schreiben der 
SPD (17. September 1945) bat die 
Partei, „wie auch in anderen Be-
zirken schon geschehen, bei der 
Bemessung des Wohnraumes der 
ehemaligen Mitglieder der NSDAP 
für zwei Personen über 14 Jahren 
oder Personen unter 14 Jahren nur 
einen Raum zuzubilligen.“

In einem Schreiben der SPD an 
den Amtsbürgermeister vom 27. 
September 1945 beantragte sie die 
Bildung eines Ausschusses zur Ent-
gegennahme von Anklagen wegen 
Vergehen in der Nazizeit. „Es lau-
fen dauernd Anklagen gegen Par-
teimitglieder, die sich in irgendei-
ner Form gegen die Forderungen 
der Menschlichkeit etc. vergangen 
haben sollen. Um alle diese An-
klagen an die richtige Stelle zur 
Aburteilung zu richten und weiter-
hin die politische Atmosphäre zu 
entgiften, das heißt, dass damit all 
den Schwätzern der Wind aus den 
Segeln genommen wird, schlagen 
wir vor: Es wird sofort ein Aus-
schuss aus den Mitgliedern der 
sich hier gebildeten Parteien ge-
bildet, der drei Personen umfasst. 
Es kann dann jeder innerhalb einer 
Frist von drei Wochen seine Ankla-
gen vor diesem Ausschuss geltend 
machen. Spätere Anklagen werden 
dann als bösartige Verleumdungen, 
soweit sie sich auf Dinge beziehen, 
die in der Nazizeit geschehen sein 
sollen, bewertet werden.“

Dieser Vorschlag kam allerdings 
wegen rechtlicher Bedenken nicht 
zum Tragen.

Auf einer Sitzung des Beratenden 
Ausschusses im Oktober 1945 war 
auf Antrag der SPD beschlossen 
worden, „die Nazis zum Schlagen 
von Brennholz heranzuziehen ...“ 
„Wir vermissen bis heute die Aus-
führung dieses Beschlusses. In den 
vergangenen 14 Tagen hätte schon 
manche Brennstoffreserve für den 
bevorstehenden harten Winter ge-
schaffen werden können“, kritisier-
te die SPD mit Schreiben vom 28. 
Oktober 1945 an den Amtsbürger-

Zu den Männern der ersten Stunde 
gehörte Peter Kemmerich (CDU)



18

Von einem anonymen deutschen Bürger verfasst und 
von der Control Commission gedruckt und verteilt war 
der Aufruf, sich politischen Parteien anzuschließen.
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meister. Mit gleichem Datum be-
antragte die SPD die Bildung eines 
Finanzausschusses und eines Ver-
waltungsausschusses. Sie forderte 
ebenfalls, dass die Vorsitzenden der 
Ausschüsse von ihren Mitgliedern 
gewählt und nicht von der Verwal-
tung benannt würden.

Mit der Rücksendung seines Frage-
bogens zur Entnazifi zierung an den 
Amtsbürgermeister am 2. Oktober 
1945 bemerkte der SPD-Kandidat 
Hans Euler aus Lohmar: „Ich danke 
für das entgegengebrachte Vertrau-
en und werde wie in vergangenen 
Kampftagen auch heute meine gan-
ze Kraft für ein von Nazis und mi-
litärischen Gedankengängen freies, 
besseres demokratisches Deutsch-
land ein setzen.“

Wegen politischer Unstimmigkei-
ten wechselten Heinrich Bonn, 
Scheiderhöhe, Karl Weiler, Algert 
und Wilhelm Weber, Breidt in den 
Beratenden Ausschuss. Albert Mei-
er, ein von den Nazis politisch Ver-
folgter, legte im Dezember 1945 
seine Tätigkeit im Beratenden Aus-
schuss wegen „nazifreundlicher 
Einstellung des Amtsbürgermeis-
ters Schmidt“ nieder.

Am 17. Dezember 1945 meldete 
der Amtsbürgermeister die endgül-
tige Zusammensetzung des Bera-
tenden Ausschusses an den Landrat 
des Siegkreises zur Genehmigung 
durch die Militärregierung:

1  Vertreter der KPD: Paffrath
2  Vertreter der SPD: Schug, Euler
7  Vertreter der Christlich Demo-

kratischen Partei: Hagen, Kem-
merich, Broicher, Bonn, Weiler, 
Meier und Weber.

In diesem Ausschuss waren nahezu 
alle amtsangehörigen Gemeinden 
vertreten.

Bildung von politischen 
Parteien

Obwohl die Militärregierung die 
Bildung von politischen Parteien 
bis zum September 1945 offi ziell 
verboten hatte, entstanden nach der 
Niederlage des Nazisystems schon 
bald politische Gruppierungen, de-
ren Mitglieder auch schon in der 
Weimarer Republik demokratischen 
Parteien angehört hatten. Sie nah-
men Kontakt unterein ander auf, um 

beim Wiederaufbau des zerstörten 
Vaterlandes aktiv mitzuwirken.

Die sozialistischen Parteien der 
KPD und der SPD in Lohmar hatten 
unmittelbar nach dem Krieg schon 
wieder eine verhältnismäßig ausge-
prägte Organisationsstruktur, die sie 
auch im Dritten Reich trotz inten-
siver Überwachung und Verfolgung 
im Untergrund aufrecht erhalten 
hatten. Obwohl die Militärregierung 
erst am 15. September 1945 mit ih-
ren Verordnungen Nr. 10 (politische 
Versammlungen) und Nr 12 (Bil-
dung von Parteien) den rechtlichen 
Rahmen vorgab, fanden sich schon 
vor diesem Zeitpunkt Genossen der 
SPD zur SPD Siegkreis, Ortsgruppe 
Lohmar-Wahlscheid, zusammen. In 
den Akten des Stadtarchivs Lohmar 
gibt es Schreiben (v. 17.9.1945, 
27.9.1945, 2.10.1945, 28.10.1945), 
in denen sie Vorschläge zum Wie-
deraufbau und zur Mitarbeit in dem 
Beratenden Ausschuss unterbreiten. 
Ortsvorsitzender war zu dieser Zeit 
Hans Euler aus Lohmar.

Die Ortsgruppe Lohmar der Kom-
munistischen Partei Deutschland 
(KPD), die in der Zeit der Weima-
rer Republik nur eine untergeord-
nete Rolle in Lohmar gespielt hat-
te, sammelte ihre Mitglieder schon 
kurz nach dem Krieg und nannte in 
einem Schreiben vom 14. Septem-
ber 1945 an den Amtsbürgermeister 
von Lohmar folgenden Vorstand 
der KPD-Ortsgruppe Lohmar: 1. 
Vorsitzender Wilhelm Paffrath, 
Gebermühle, 2. Vorsitzender Hein-
rich Haag, Schachenauel, Kassie-
rer Josef Büscher, Ziegelfeld, 1. 
Schriftführer Peter Hagen, Loh-
mar, 2. Schriftführer Ernst Klein, 
Lohmar. Für den Beratenden Aus-
schuss schlug die KPD Paffrath und 
Büscher vor.

Am 29. Oktober 1946 benannte die 
Ortsgruppe Lohmar einen neuen 
Vorstand, deren Mitglieder Ver-
handlungsvollmacht für die KPD 
erhielten: Paffrath, Wilhelm, Geber-
mühle, Erster Vorsitzender; Bücher, 
Josef, Ziegelfeld, Stellvertretender 
Vorsitzender; Schmitz-Helff, Gün-
ther, Auf der Hardt, Schriftführer.

Die britische Militärregierung ver-
suchte nach der Wiederbelebung 
der kommunalen Verwaltungen 
auch wieder die Arbeit demokra-
tischer Parteien anzuregen. Am 15. 
September 1945 legte sie in ihrem 
Kontrollgebiet in der Verordnung 
Nr. 10 die Bedingungen für die Ab-
haltung politischer Versammlungen 
fest. Im Artikel I heißt es: „Jede 
Person oder jede Gruppe von Per-
sonen, die eine politische Versamm-
lung abzuhalten wünscht, muss der 
Militärregierung einen Antrag auf 
Genehmigung der Abhaltung einer 
solchen Versammlung unterbrei-
ten.“ Sieben Tage vorher musste der 
Antrag neben Ort und Zeit auch Na-
men und Anschriften der Personen, 
die bei der Versammlung Reden 
halten sollten, enthalten. Es musste 
der Zweck und die Höchstzahl der 
Personen, die an der Versammlung 
teilnehmen, genannt werden. Die 
Genehmigung zur Abhaltung der 
politischen Versamtnlung wurde 
schriftlich erteilt und forderte die 
Einhaltung der Vorschriften der Mi-
litärregierung.

Ebenfalls am 15. September 1945 
erschien auf einem öffentlich aus-
gehängten Plakat die Verordnung 
Nr. 12 der Militärregierung zur 
„Bildung von politischen Parteien, 
um das Wachstum eines demokra-
tischen Geistes in Deutschland zu 
fördern und um das Abhalten freier 
Wahlen an einem noch zu bestim-

Blick vom Ziegenberg (nach 1945) auf das Kirchdorf Lohmar, 
das noch viele freie Bauplätze aufweist
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Teil des 7-seitigen Fragebogens der Militärregierung zur Entnazifi zierung 1945:
Amtsbürgermeister Ferdinand Hein konnte eine politisch „weiße Weste“ vorweisen



21

menden Zeitpunkt vorzu bereiten.“ 
Die Parteien konnten zunächst auf 
Kreisgrundlage gebildet werden, 
aber auch ein Zusammenschluss in 
größeren Gebieten wurde von der 
Militärregierung gestattet. Personen 
oder Gruppen, die den Wunsch hat-
ten, eine Partei zu gründen, konnten 
Anträge auf Genehmigung bei der 
Militärregierung stellen.

Dem Antrag waren folgende Schrift-
stücke beizufügen:

a) Entwurf der Satzung und Richt-
linien.

b) Ein ihre Ziele und Zwecke um-
fassendes Programm.

c) Eine Liste mit Namen und An-
schriften der zu bestimmten Äm-
tern vorgeschlagenen Personen 
unter Angabe des zu beklei-
denden Amtes.

d) Erklärung über die Finanzierung 
der Partei.

e) Erklärung über die Höhe des zu 
zahlenden Beitrages.

Vor der Genehmigung durften poli-
tische Parteien nicht tätig und po-
litische Versammlungen sowie öf-
fentliche Umzüge nicht abgehalten 
werden. Genehmigte Parteien muss-
ten der Militärregierung vor dem 1. 
Januar 1946 monatlich und danach 
halbjährlich Berichte mit folgenden 
Einzelheiten unterbreiten: Darle-
gung über die seit der Gründung 
oder dem vorhergehenden Bericht 
unternommenen Tätigkeiten. Eine 
fi nanzielle Aufstellung mit Angabe 
aller Einkünfte, Gesamtbetrag aller 
Beiträge und anderer Bezüge sowie 
die Hauptposten und Gesamtbeträge 
aller Ausgaben mussten vorgelegt 
werden. Verlangt wurde eine Lis-
te der Namen und Anschriften der 
Vorstandsmitglieder sowie der Mit-
gliederzahl der Partei zu dem Zeit-
punkt des Berichtes. Die vollständi-
ge Liste der Namen und Anschriften 
der Mitglieder musste jederzeit 
zur Einsicht der Militärregierung 
zur Verfügung stehen. Durch die-
se Bedingungen verschaffte sich 
die Militärregierung eine absolute 
Kontrolle über die neue politische 
Betätigung in ihrer Zone.

Alle Bestimmungen deutscher Ge-
setze, die seit dem 1. Januar 1933 
über die politische Tätigkeit von 
Parteien erlassen worden waren, 
wurden von der Militärregierung 
aufgehoben. Strafen wurden an-

gedroht, wenn die Autorität der 
Militärregierung untergraben wer-
de, wenn Zwietracht unter den 
alliierten Mächten gesät werde, 
wenn Krieg oder Militarismus 
verherrlicht oder vorbereitet wür-
den, wenn das Naziregime wieder 
hergestellt oder ein ähnliches Sys-
tem eingesetzt werde, wenn be-
nachteiligende Unterschiede gegen 
eine Person oder Gruppe von Per-
sonen auf Grund ihrer Rasse, Far-
be, Staatsangehörigkeit oder ihres 
Glaubensbekenntnisses aufträten. 
Wenn Parteimitglieder an einer po-
litischen Tätigkeit teilnähmen, de-
ren Absicht oder Bestreben es sei, 
andere politische Ziele und Zwecke 
zu erreichen, als die in dem von 
der Militärregierung genehmigten 
oder geänderten Parteiprogrammen 
enthalten seien, setzten sie sich der 
Strafverfolgung durch ein Militär-
gericht aus. Wer an der Tätigkeit 
einer nicht genehmigten Partei teil-
nähme, müsse ebenfalls mit Bestra-
fung rechnen. 

Die Mitarbeit in den Beratenden und 
den übrigen Ausschüssen der Kom-
munen konnte als Vorbereitung auf 
die Arbeit in den Parteien gesehen 
werden. Die SPD in Lohmar hatte 
sich schon vor der offi ziellen Ge-
nehmigung durch die Militärregie-
rung organisiert. Sie konnte Ende 
1945 schon über zahlreiche, arbeits-
willige Mitglieder verfügen, die 
bereit waren, in der Amtsvertretung 
und den Gemeindevertretungen im 
Lohmarer Raum mitzuwirken. 

Als Kandidaten für die Amtsvertre-
tung Lohmar schlug die SPD vor: 
Hans Euler, Lohmar, Otto Schug, 
Lohmar, Artur Pastowsky, Lohmar, 

Jean Meier, Donrath, Johann Marx, 
Scheiderhöhe, Heinrich Ossendorf, 
Altenrath. 

Für die Gemeindevertretung von 
Lohmar benannte die SPD: Hans 
Euler, Lohmar, Otto Schug, Loh-
mar, Artur Pastowsky, Lohmar, 
Johann Gorissen Lohmar, Heinrich 
Eschbach, Lohmar, Wilhelm Mun-
ni, Lohmar. 

Für die Gemeindevertretung von 
Altenrath wollten Heinrich Ossen-
dorf, Altenrath und Josef Nöttel 
kandidieren.

Für die Gemeindevertretung Schei-
derhöhe trat Johann Marx, Schei-
derhöhe, an. 

In der Gemeindevertretung von 
Halberg wollten Jean Meier, Don-
rath und Wilhelm Fink, Halberg, 
mitwirken.

Anwärter für die Vertretungen in 
den Gemeinden Breidt und Inger 
wurden mit diesem Schreiben (8. 
Dezember 1945) nicht benannt. Of-
fenbar war die SPD zu diesem Zeit-
punkt in diesen beiden abseits ge-
legenen Dorfgemeinden noch nicht 
vertreten.

Nachdem die Militärregierung der 
CDU auf Kreisebene am 15. März 
1946 das „Permit“ (Erlaubnis) zum 
politischen Arbeiten im Siegkreis 
erteilt hatte, wurde die Ortspartei 
der CDU in Lohmar am 8. Mai 1946 
gegründet. Der Vorstand setzte sich 
zusammen aus: 
Pohl, Hubert, Kieselhöhe,

1. Vorsitzender 
Müller, Bernhard, Hauptstraße,

2. Vorsitzender 

Noch sehr dünn besiedelt war Donrath im Jahr 1945: Blick von Norden her
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Streichardt, Adalbert, Hauptstraße,
Schriftwart 

Heimig, Adolf, Kirchstraße,
Kassenwart 

Dr. Nöcker, Hermann-Löns-Straße, 
Beisitzer

Lohmar, Heinrich, Wiesenpfad,
Beisitzer

Wacker, Franz, Hauptstraße,
 Beisitzer

Auch über die Gründung des CDU-
Ortsvereins Altenrath befi ndet sich 
ein Hinweis in den Archivakten der 
Stadt Lohmar. In Altenrath erfolgte 
die Gründung am 20. Juli 1946. Der 
Vorstand bestand aus:

Schäfer, Hans,            1. Vorsitzender
Graaf, Richard, 

2. Vorsitzender 
und Geschäftsführer

Clemens, Josef 
Kassierer 

Koschel, Beisitzer
Becker, H.                             Beisitzer

Die Geschäftsstelle befand sich in 
Schengbüschel 3.

Weitere CDU-Ortsparteien wur-
den im Sommer 1946 in Inger und 
Scheiderhöhe ins Leben gerufen. Er-
heblich später entschlossen sich die 
in der Zentrumspartei organisierten 
konservativen Kräfte in Breidt und 
Halberg, in ihren Gemeinden CDU-
Ortsparteien zu gründen, denn bei 
den ersten freien Kommunalwahlen 
am 15. September 1946 wurden in 
beiden Orten ausschließlich Mit-
glieder des Zentrums in die Gemein-
deräte gewählt. Die CDU sah sich 
als Auffangbecken nicht nur katho-
lischer, sondern auch evangelischer 
Bürger, die sich als Flüchtlinge und 
Vertriebene in den Gemeinden des 
Amtes Lohmar niederließen. Diese 
Neubürger wollte man auch in ei-
ner starken, volkstümlichen Partei 
am Wiederaufbau beteiligen. Bis zu 
den Gründungen der CDU-Ortsver-
eine traten die christlichen Kräfte 
als „Christlich Demokratische Par-
tei“ in Lohmar auf. 

Auch die Liberalen in Lohmar fanden 
sich erst 1946 in der FDP zusammen.

Gemeindevertretungen 
und Richtlinien 
der Militärregierung

Um die Mitwirkung der Bürger an 
den örtlichen Verwaltungen über 
die Beratenden Ausschüsse hinaus 
zu erweitern, erließ die britische 
Militärregierung in ihrer Zone im 
November 1945 Richtlinien für Ver-

waltung und Selbstverwaltung in 
den Gemeinden und Gemeindever-
bänden und im öffentlichen Dienst. 
Da das Land Nordrhein-Westfalen 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht ge-
bildet war, griffen die Briten auf die 
ehemaligen preußi schen Verwal-
tungsstrukturen zurück und leiteten 
die Richtlinien über die Oberpräsi-
denten der Nordrheinprovinz und 
den Landrat an die Kommunen mit 
der Aufl age, sie bis zum 31. De-
zember 1945 einzuführen. 

Statt der Beratenden Ausschüsse 
sollten jetzt Gemeindevertretungen 
vorgeschlagen und von der Mili-
tärregierung eingesetzt werden. 
Die Anzahl der Gemeindevertreter 
war von der Einwohnerzahl der 
Kommunen abhängig. Für die Ge-
meinden des Amtes Lohmar galt 
die Gruppe „Gemeinden mit 500 
oder mehr, jedoch unter 2.000 Ein-
wohner“. Die Gemeindevertretung 
sollte aus dem Bürgermeister und 
12 Gemeindevertretern zuzüglich 
eines weiteren Vertreters für je 
500 Einwohner bestehen. Bei der 
Auswahl der Gemeindevertreter 
sollten die verschiedenen Berufs-
zweige und religiösen Bekennt-
nisse angemessen berücksichtigt 
werden. Die letzten freien Kom-
munalwahlen vom November 1929 
sollten zweckmäßigerweise bei 
der parteilichen Zusammensetzung 
der Vertretungen zu Grunde gelegt 
werden. Die Namen, Anschriften 
und Parteizugehörigkeit der in Aus-
sicht genommenen Amts- und Ge-
meindevertreter sollten unter Anga-
be der Ergebnisse der Wahlen von 

1929 bis zum 28. Dezember 1945 
an den Landrat übermittelt werden, 
damit der von der Militärregierung 
gesetzte Termin 31. Dezember 1945 
unter allen Umständen eingehal-
ten werden konnte. Die bisherigen 
Beratenden Ausschüsse blieben 
bis zum Zusammenschluss der Ge-
meindevertretungen bestehen. 

Nach dem Stand vom 1. Dezember 
1945 wurden folgende Einwoh-
nerzahlen für die Gemeinden des 
Amtes Lohmar ermittelt:

 Altenrath    633
 Breidt     600
 Halberg     843
 Inger     732
 Scheiderhöhe    932
 Lohmar  2.029
 Insgesamt Amt Lohmar 5.769 

Einwohner (1939 waren es 
4.211).

Neben dem von der Militärregie-
rung ausgewählten Bürgermeister, 
der eine persönliche und ausschlag-
gebende Stimme besaß, gehörten 
allen Gemeindevertretun gen des 
Amtes Lohmar jeweils zwölf Mit-
glieder an. Die Vertretungen sollten 
mindestens vierteljährlich tagen und 
einen haupt- oder nebenamtlichen, 
bezahlten Schriftführer ernennen. 
Nach der Berufung durch die Mili-
tärregierung wurden sie durch den 
zuständigen Militärvertreter einbe-
stellt und beauftragt, neue Gemein-
desatzungen zu erstellen, die die 
bisherigen Satzungen ersetzen soll-
ten. Danach sollte eine Geschäfts-
ordnung, die auch einen Finanzaus-

Die Hauptstraße von Lohmar aus Richtung Donrath im Jahr 1945
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schuss vorsehen musste, erstellt und 
von der Militärregierung genehmigt 
werden. Vorgeschrieben war auch, 
dass die Protokolle und Beschlüsse 
der Sitzungen immer zur Einsicht 
durch die Offi ziere zugänglich ge-
halten werden mussten. Beschlüsse 
konnten von den Militärvertretern 
abgelehnt oder zur nochmaligen 
Beratung zurückgegeben werden. 
Außerdem konnte die Militärregie-
rung die Gemeindevertretungen be-
auftragen, Beschlüsse, die von den 
Offi zieren besonders bezeichnet 
wurden, vor ihrer Ausführung noch 
einmal der Militärregierung zur Ge-
nehmigung vorzulegen.

Alle diese Neuerungen führten zu 
einer demokratischen Selbstver-
waltung, gleichzeitig waren sie aber 
auch ein komplexes System zur 
Kontrolle und Überwachung der 
neuen Demokratiebewegung, die in 
den folgenden Jahren aber immer 
weiter gelockert wurden.

Folgende Mitglieder wurden für 
die Amtsvertretung von Lohmar be-
nannt und von der Militärregierung 
bestätigt: 
Clemens, Josef, Altenrath,

Glaser, CDU 
Grünwald, Heinrich, Altenrath,

Kaufmann, SPD 
Klein, Wilhelm, Geber,

Landwirt, Zentrum 
Klein, Wilhelm, Kreuzhäuschen,

Landwirt, Zentrum 
Schwamborn, Robert, Inger,

Landwirt, CDU 
Kemmerich, Peter, Lohmar,

Geschäftsführer, CDU 
Ennenbach, Johann, Lohmar,

Angestellter, CDU 
Hagen, Josef, Lohmar,

Arbeiter, CDU 
Hein, Ferdinand, Knipscherhof,

Landwirt, Zentrum 
Kellershohn, Wilhelm, Geber,

Schmied, FDP 
Dr. Kresse, Alwin, Altenrath,

Arzt, SPD 
Klein, Peter Josef, Lohmar,

Drechsler, SPD 
Lagier, Josef, Heppenberg,

Landwirt, Zentrum
Willaredt, Peter, Grimberg,

Ingenieur, Zentrum
Fischer, Hans, Lohmar,

Elektromeister, Zentrum

Zum Amtsbürgermeister wurde 
am 29. April 1946 Ferdinand Hein 
(zugleich Gemeindebürgermeister 
von Scheiderhöhe) zur Ernennung 
durch die Militärregierung gewählt, 
zu seinem Stellvertreter wurde Jo-
hann Ennenbach berufen.. 

Zunächst hatte die Militärregierung 
die politischen Ämter als Ehren-

ämter vorgesehen. Schon nach we-
nigen Wochen stellte die Amtsver-
tretung aber fest, dass die Tätigkeit 
des Amtsbürgermeisters, der auch 
noch seinem Beruf als Landwirt 
nachgehen musste, viel Idealismus 
und ein unzumutbares Maß an Ar-
beit abverlangte. 

Deshalb stellte die Amtsvertretung 
am 28. Juni 1946 über den Land-
rat bei der Militärregierung den 
Antrag, dem Amtsbürgermeister 
einen Ehrensold von 120,00 RM 
im Monat zuzubilligen. Außerdem 
sollten ihm die Kosten, die durch 
die Benutzung eines Kraftfahr-
zeugs entstanden, erstattet werden. 
Die Militärregierung gab diesem 
Antrag statt, sodass das Amt Loh-
mar seinem Bürgermeister für die 
Zeit vom 29. April 1946 bis 14. 
September 1946 (Tag der Wahl bis 
zu den nächsten Kommunalwahlen) 
544,00 RM überweisen konnte. 

In der gleichen Sitzung wählte 
die Amtsvertretung den bishe-
rigen Amtsbürgermeister Richard 
Schmidt zum Amtsdirektor, befris-
tet für die Zeit bis zu den nächsten 
Kommunalwahlen.

Um die Gemeindevertreter in die 
Arbeit für das Amt Lohmar enger 
einzubinden, wurden zum gleichen 
Zeitpunkt vier Ausschüsse berufen:
Hauptausschuss 
 Amtsbürgermeister Hein 
 Josef Lagier 
 Peter Kemmerich 
 Peter Josef Klein 
 Hans Fischer 

Finanzausschuss
 Dem Finanzausschuss gehörten 

sämtliche Mitglieder der Ge-
meindevertretung an.

Arbeitsausschuss 
des Finanzausschusses
 Peter Kemmerich 
 Johann Ennenbach 
 Josef Clemens 
 Wilhelm Kellershohn 
 Josef Lagier 
 Hans Fischer 
 Peter Josef Klein 
 Heinrich Grünwald
Sonderausschuss zur 
Interessenvertretung der Bewohner
von Altenrath
 Amtsbürgermeister Hein 
 Josef Lagier 
 Josef Clemens 
 Heinrich Grünwald

Die Gemeindevertretungen der amts-
angehörigen Gemeinden wählten 
nach ihrer Konstituierung ihre Bür-
germeister. Alle Vorschläge wurden 
von der Militärregierung anerkannt 
und somit im Mai 1946 folgende 
Gemeindebürgermeister berufen:
Gemeinde Altenrath

Hans Schäfer, Möbelpolier
Gemeinde Breidt 

Wilhelm Felder, 
Gewerkschaftssekretär i.R.

Gemeinde Halberg
Wilhelm Klein, Landwirt

Gemeinde Inger
Robert Schwamborn, Landwirt

Gemeinde Scheiderhöhe
Ferdinand Hein, Landwirt

Mit dem gleichen Verwaltungsakt 
wurde auch Amtsdirektor Schmidt 
berufen.

Weitgehend unbeschädigt blieb die 
von Linden gesäumte Hauptstraße von Lohmar
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KPD fordert Sitze 
in den Vertretungen

Unstimmigkeiten gab es bei der 
Benennung von KPD-Mitgliedern 
bei den Amts- und Gemeindever-
tretungen im Amt Lohmar. Die 
Ortspartei Lohmar-Wahlscheid der 
KPD fühlte sich benachteiligt, da 
keine Kommunisten Aufnahme 
in die Gemeindevertretungen von 
Lohmar und Wahlscheid gefunden 
hatten. Deshalb legte die Kreislei-
tung „Sieg“ der KPD am 4. Janu-
ar 1946 Beschwerde bei Landrat 
Clarenz in Siegburg ein: „Der Bür-
germeister von Lohmar, der gleich-
zeitig das Amt Wahlscheid verwal-
tet, macht unseren Leuten sehr viel 
Schwierigkeiten.“ Der Amtsbür-
germeister halte sich nicht an die 
Vereinbarungen, dass die Sitze un-
ter den vier in Frage kommenden 
Parteien wie Zentrum, SPD, KPD 
und Demokraten verteilt würden. 
Und wörtlich weiter: „Es geht doch 
nicht an, dass diese Bürgermeister 
heute noch machen, was sie wol-
len. Die Zeit des selbstherrlichen 
Regierens ist vorbei und gerade 
die Kommunistische Partei hat ein 
Anrecht darauf, sich an die Spitze 
des Wiederaufbaues Deutschlands 
zu stellen. Denn sie hat in den ver-
gangenen Jahren der Naziherr-
schaft die meisten Opfer gebracht. 
Tausende unserer Genossen sind in 
den Gefängnissen, Zuchthäusern 
und KZ-Lagern gestorben und ge-
mordet worden. Wir wollen keine 
Bevorzugung, aber wir haben ein 
Anrecht, mit den anderen Parteien 
gleichberechtigt zu sein.

Wir sind keine Oppositionspartei 
mehr, sondern eine Aufbaupartei 
mit gleichen Rechten wie die an-
deren demokratischen Parteien. 
Gegen eine Benachteiligung und 
Zurückstellung unserer Leute sei-
tens der einzelnen Bürgermeister 
erheben wir mit aller Schärfe Ein-
spruch. Wir erwarten von Ihnen, 
Herr Landrat, dass Sie die oben ge-
nannten Fälle bereinigen.“

Amtsbürgermeister Schmidt wies in 
seiner Stellungnahme an den Land-
rat darauf hin, dass der Vertreter der 
KPD Lohmar, Wilhelm Paffrath aus 
Gebermühle, es trotz wiederholter 
Aufforderung versäumt habe, die 
Vorschläge fristge recht am 28. De-
zember 1945 einzureichen. Paffrath 
habe seinen Vorschlag erst am 2. 

Januar 1946 vorgelegt, da ihm die 
Aufstellung geeigneter Kandidaten 
(von sechs) schwer gefallen sei. So 
sei die amtliche Entscheidung rech-
tens gewesen.

Der KPD-Ortsverein Lohmar hakte 
in einem Schreiben vom 8. April 
1946 an den Amtsbürgermeister 
noch einmal nach und forderte, 
der KPD in Anbetracht ihrer Stär-
ke in Lohmar mindestens einen 
Sitz einzuräumen. Das Zentrum 
müsse mindestens auf einen Sitz 
zugunsten der KPD verzichten. 
Dieser Vorschlag wurde in der Sit-
zung der Gemeindevertretung am 
11. April 1946 eingehend bera-
ten. Die Zentrumsfraktion erklärte 
sich schließlich bereit, der KPD 
einen Sitz zur Verfügung zu stel-
len (Schreiben v. 15. April 1946) 
und zog ihren Vertreter Heinrich 
Eimermacher zurück. Nach die-
sem Entgegenkommen benannte 
Ortsparteivorsitzender Paffrath den 
Gemeindearbeiter Josef Büscher, 
wohnhaft Ziegelfeld, als Mitglied 
der Gemeindevertretung Lohmar. 
Jetzt musste nur noch die Mili-
tärregierung zustimmen. Landrat 
Clarenz wies den Amtsbürgermeis-
ter im Auftrag der Militärregierung 
aber darauf hin, dass nach den 
Richtlinien keine bezahlte Dienst-
kraft einer Gemeinde Mitglied des 
Vertretungsausschusses dieser Ge-
meinde sein könne, es sei denn, 
der Kandidat würde für die Zeit in 
der Gemeindevertretung aus den 
Diensten der Gemeinde Lohmar 
ausscheiden. Da Josef Büscher den 
Vorschlag der Militärregierung ab-
lehnte, konnte die KPD Lohmar ei-
nen anderen Kandidaten benennen. 
Sie schlug stattdessen den Arbeiter 
Heinrich Sauerwald, wohnhaft in 
der Hauptstraße, vor, dem am 13. 
Mai 1946 seine Ernennung durch 
den Landrat mitgeteilt wurde.

Nach diesem Erfolg versuchte die 
KPD Lohmar auch in der Gemein-
devertretung von Halberg dadurch 
einen Sitz zu erhalten, dass auch 
hier die Mehrheitspartei Zentrum 
auf einen Sitz verzichtete. Die Ge-
meindevertretung lehnte in der Sit-
zung vom 4. Juni 1946 diesen An-
trag aber mit elf Stimmen ab. Nur 
der Vertreter der SPD sprach sich 
für den Vorschlag der KPD aus, war 
aber nicht bereit, von sich aus auf 
ein Mandat für die KPD zu verzich-
ten.

Auch für die Gemeindevertretung 
von Wahlscheid, die auf Anordnung 
der Militärregierung von Amtsbür-
germeister Schmidt mitverwaltet 
wurde, beantragte die KPD Loh-
mar-Wahlscheid die Berücksichti-
gung in der Vorschlagsliste. KPD-
Vorsitzender Wilhelm Paffrath 
begründete seine Forderung mit 
den 17 KPD-Mitgliedern, die in der 
Gemeinde Wahlscheid ihren Wohn-
sitz hatten. Bei den Verhandlungen 
der Parteivertreter mit Amtsbürger-
meister Schmitz für die Aufstellung 
der Vorschlagslisten war auch die 
KPD durch ein Mitglied vertreten, 
das sich mit der Ablehnung eines 
KPD-Kandidaten abfand. Zu keiner 
Zeit war die KPD im Gemeinderat 
von Wahlscheid vertreten gewesen. 
Bei einer Einwohnerzahl von 4.033 
Personen ließ sich auch mit den 17 
KPD-Mitgliedern kein Sitz in der 
Gemeindevertretung rechtfertigen. 
Den Vorschlag des Amtsbürger-
meisters, die SPD möge auf einen 
Sitz zugunsten der KPD verzich-
ten, lehnt deren Vertreter ab. Die 
Namen der Mitglieder in der Ge-
meindevertretung und ihre Partei-
zugehörigkeit waren in den Akten 
des Stadtarchivs Lohmar nicht auf-
fi ndbar.

Welche Orientierungslosigkeit und 
Unsicherheit bei manchen politi-
kinteressierten Bürgern in dieser 
Zeit der Wiederbelebung der De-
mokratie bestand, zeigt das Beispiel 
eines Bewerbers für die Amtsver-
tretung Lohmar, der sich nicht nur 
bei der Zentrumspartei als Kandidat 
aufstellen ließ, sondern auch bei der 
SPD. Gegensätzlicher von ihrer Ge-
schichte und Ideologie her konnten 
die beiden erwählten Parteien nicht 
sein! Amtsbürgermeister Schmidt 
blieb nichts anderes übrig, als den 
Anwärter in beiden Listen zu strei-
chen.

Ein weiteres Beispiel ist der Fall 
eines Akademikers, der nach der 
Aussage des KPD-Vorsitzenden 
Wilhelm Paffrath Mitglied dieser 
Partei war. Er zeigte aber nach An-
gaben vom Zentrums-Vorsitzenden 
Josef Lagier auch Interesse an einer 
Betätigung in der Zentrumspar-
tei. Schließlich entschloss sich der 
Kandidat für die Mitarbeit in der 
SPD (ab 1. Januar 1946 Mitglied), 
die ihn für die Amtsvertretung von 
Lohmar und die Gemeindevertre-
tung von Altenrath aufstellte, nach-
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dem zuvor ein anderer Bewerber 
zurückgetreten war.

Eine Gegebenheit fällt bei der 
Benennung der Beratenden Aus-
schüsse, bei der Aufstellung der 
Gemeindevertretungen wie auch 
bei den durch freie Wahlen entstan-
denen Gemeinderäten auf: Es be-
fanden sich keine Frauen unter den 
berufenen Politikern. Der Begriff 
„Frauenquote“ war noch gar nicht 
erfunden. Woran lag diese Nichtbe-
rücksichtigung bei den Aufstellun-
gen der Kandidaten und der Politik-
Abstinenz der Frauen?

In Deutschland hatte die ausschließ-
lich von Männern vertretene Politik 
den Frauen erst im Jahr 1919 das 
aktive und passive Wahlrecht zu-
gebilligt, nachdem sie im Ersten 
Weltkrieg in vielen Bereichen „ih-
ren Mann“ gestanden hatten. In der 
Zeit der Weimarer Republik gab 
es wenige, aber bedeutsame Frau-
en, die in der Politik mitmisch ten, 
der größte Teil der Frauen – auch 
hier in Lohmar – war in den Zeiten 
großer wirtschaftlicher Not ge-
zwungen, sich in erster Linie um 
ihre Familien zu kümmern. Im 
Dritten Reich wurde der Frau ihre 
Rolle als Hausfrau und Mutter zu-
gewiesen, die sich um die Aufzucht 
gesunden Nachwuchses (für Volk 
und Vaterland) zu kümmern hat-
te. Im Zweiten Weltkrieg wurden 
wiederum viele Frauen in allen Ar-
beitsgebieten der Wirtschaft einge-
setzt, um die Kriegswirtschaft bei 
allem Männermangel am Laufen zu 
halten. In diesen Bereichen hatten 
sie sich voll emanzipiert, nicht aber 
in der Nachkriegspolitik, die in der 
Anfangszeit der neuen Demokratie 
fast reine Männersache war.

Trennung von Verwaltung und 
politischem Bürgermeister

In einer Verfügung des Landrates im 
Auftrag der Militärregierung vom 1. 
Februar 1946 teilte er den Gemein-
den mit, dass jetzt auch die Tren-
nung der Aufgaben des Bürgermeis-
ters und der Verwaltungen in den 
Gemeinden durchzuführen sei. Der 
neue, politische Bürgermeister galt 
jetzt als der Repräsentant der Kom-
mune und als Vorsitzender der Amts- 
bzw. der Gemeindevertretung.

Die Verwaltung sollte künftig von 
einem hauptamtlichen Gemeinde- 

bzw. Amtsdirektor geleitet werden. 
Die Aufgaben des ehrenamtlichen 
Schriftführers sollten jetzt von den 
Gemeinde- bzw. Amtsdirektoren 
übernommen werden. Von den Nie-
derschriften mussten Abschriften in 
deutscher und englischer Sprache 
angefertigt und an den Landrat zur 
Weiterleitung an die Militärregie-
rung eingereicht werden. Erst zwei 
Jahre später (15. Juli 1948) teilte 
der Oberkreisdirektor den Gemein-
den mit, dass sich auf seine Anre-
gung hin die örtliche Militärvertre-
tung damit einverstanden erklärt 
habe, künftig auf die Sitzungsnie-
derschriften in englischer Sprache 
zu verzichten. Dafür sollten in der 
Folgezeit die deutschsprachigen 
Niederschriften in zweifacher Aus-
fertigung eingereicht werden.

Der Name des von der Gemein-
devertretung vorgeschlagenen eh-
renamtlichen Bürgermeisters war 
nach der ersten Sitzung an den 
Landrat zu melden, damit die ört-
liche Militärbehörde ihn offi ziell 
ernennen konnte. Dem zwingend 
vorgeschriebenen Finanzausschuss 
mussten in Gemeinden unter 10.000 
Einwohnern, also auch in Lohmar, 
alle Mitglieder der Gemeindever-
tretung angehören. Weitere Aus-
schüsse konnten nach den örtlichen 
Bedürfnissen eingerichtet werden. 
Zu allen Erweiterungen und Ver-
änderungen musste aber immer die 
Zustimmung der Militärregierung 
eingeholt werden.

Die Militärregierung in Siegburg 
ordnete im März 1946 an, sie von 

allen Sitzungen der Gemeinde- und 
Amtsvertretungen rechtzeitig zu 
informieren, da beabsichtigt sei, 
zu einzelnen Sitzungen Vertreter 
der Militärregierung zu entsenden. 
Zu diesem Zweck sollten zu Be-
ginn eines jeden Monats die vor-
gesehenen Sitzungen unter Angabe 
von Zeitpunkt, Tagungslokal und 
Tagesordnung zur Unterrichtung 
der Militärregierung eingereicht 
werden. Da diese Anordnungen im 
April und Mai 1946 nur unzurei-
chend eingehalten worden waren, 
ordnete die Militärregierung Ende 
Mai 1946 an, die Meldungen über 
vorgesehene Sitzungen wöchent-
lich bis zum Freitag vorzulegen.

Am 18. Mai 1946 teilte Landrat 
Josef Clarenz den Kommunen mit, 
dass auch bei der Kreisverwaltung 
des Siegkreises in Siegburg die 
Trennung zwischen dem Chef der 
Verwaltung und dem Landrat vor-
genommen worden sei. Die Mili-
tärregierung ernannte den Land-
rat a.D. Gorius zum Landrat des 
Siegkreises. Der bisherige Landrat 
Josef Clarenz wurde zum neuen 
Oberkreisdirektor als Chef der Ver-
waltung eingesetzt. Der amtliche 
Schriftverkehr fi rmierte jetzt unter 
„Kreisverwaltung des Sieg kreises 
– Der Oberkreisdirektor“. 

Auch in Lohmar wurde zu diesem 
Zeitpunkt die Trennung von Amts-
bürgermeister und Verwaltungschef 
vorgenommen. Der bisherige Amts-
bürgermeister Richard Schmidt 
wurde durch die Militärregierung 
zum Amtsdirektor von Lohmar und 

Das alte Rathaus an der Hauptstraße in Lohmar



26

in Personalunion zum Gemeindedi-
rektor der selbständigen Gemeinde 
Wahlscheid ernannt. Dieses zusätz-
liche Amt verwaltete er bis zum 
Februar 1947.

Die ersten freien 
Kommunalwahlen 
am 15. September 1946

Nach der Umbenennung und Er-
weiterung der Beratenden Aus-
schüsse in Gemeindevertretungen 
übernahm Ferdinand Hein vom 
Knipscherhof am 8. Mai 1946, ein-
gesetzt von der Militärregierung, 
offi ziell das Amt des Amtsbürger-
meisters des Amtes Lohmar. Die 
ehrenamtlich tätigen Politiker in 
den Gemeinden versuchten in die-
ser von unsäglicher Not geprägten 
Zeit trotz aller Hemmnisse mit 
großem Enthusiasmus am Wieder-
aufbau ihres zerstörten Landes un-
ter ungünstigsten Umständen und 
über alle Parteigrenzen hinweg mit-
zuwirken. 

Sie überzeugten die britische Mili-
tärregierung, dass die Kommunal-
politiker auf der untersten Ebene 
bereit und in der Lage waren, die 
Grundsätze eines neuen demokra-
tischen Aufbaus verantwortungs-
voll zu vertreten und anzuwenden. 
Auch ohne direkte Einwirkung der 
Militärregierung wurden die Re-
geln der Demokratie eingehalten. 
Die Bevölkerung hatte in diesem 
Zeitraum den Unterschied zwischen 
der ungerechten Einparteidiktatur 
der Nazis und einer sich bildenden 
pluralistischen Gesellschaft, die 
durch verschiedene Parteien vertre-
ten wurde, kennen und schätzen ge-
lernt, obwohl manchmal auch noch 
der „Ohne-mich“-Standpunkt ge-
äußert wurde. So wurde 16 Monate 
nach Kriegsende den Parteien und 
der Bevölkerung zugestanden, am 
15. September 1946 zum ersten Mal 
ihre Kommunalvertretungen ohne 
Einfl ussnahme der Militärregierung 
frei zu wählen. Die Parteien und 
nicht mehr der Amtsbürgermeister 
stellten ihre Kandidatenlisten zu-
sammen, ohne dass Einfl uss von 
außen genommen wurde. Es war 
die Zeit, als die britische Militärre-
gierung die Gründung des Landes 
Nordrhein-Westfalen in die Wege 
leitete (23. August 1946) und der 
erste ernannte Landtag im Opern-
haus Düsseldorf im Beisein der 
britischen Repräsentanten, Gouver-

neur William Asbury und Luftwaf-
fenmarschall Sir Sholto Douglas, 
zusammentrat (2. Oktober 1946). 
Erster Ministerpräsident wurde Ru-
dolf Amelunxen (Zentrum). 

Die Wahl zur Amtsvertretung von 
Lohmar hatte folgendes Ergebnis 
(alphabetische Reihenfolge): 

Boddenberg, A., Landwirt, 
Oberscheid, Zentrum 

Broich, Josef, Müller, 
Breidterstegsmühle, Zentrum 

Dunkel, Johann, Tiefbauunter-
nehmer, Donrath, Zentrum 

Ennenbach, Johann, Angestellter, 
Lohmar, CDU

Euler, Hans, Handelsvertreter,
Lohmar, SPD

Hagen, Josef, Fabrikarbeiter,
Lohmar, CDU

Hauptmann, Peter, Bäcker,
Birk, CDU

Hein, Ferdinand, Landwirt,
Knipscherhof, Zentrum

Hover, Peter, Maschinist,
Wielpütz, CDU

Kemmerich, Peter, Geschäftsführer, 
Lohmar, CDU

Klein, Wilhelm, Landwirt,
Geber, Zentrum

Lohmar, Heinrich, Fabrikarbeiter,
 Lohmar, CDU

Mirbach, Johann, Landwirt,
Naaferberg, Zentrum

Schäfer, Hans, Verw.-Angestellter, 
Altenrath, CDU

Wielpütz, Johann, Landwirt,
Ellhausen, Zentrum

Amtsbürgermeister Ferdinand Hein,
Stellvertreter Josef Broich

Die Gemeindevertretung 
von Lohmar:
Becker, Josef, Landwirt,

Lohmar, Hauptstraße, CDU
Broicher, Baptist, Angestellter, 

Lohmar, Mühlenweg, Zentrum
Ennenbach, Johann, Angestellter, 

Lohmar, Altenrather Str., CDU
Hagen, Josef, Fabrikarbeiter,

Lohmar, Gartenstraße, CDU
Höndgesberg, Johann, Landwirt, 

Lohmar, Kieselhöhe, CDU
Jansen, Peter, Landwirt,

Lohmar, Pützerau, CDU
Kemmerich, Peter, Geschäfts führer, 

Lohmar, Hauptstr., CDU
Lohmar, Heinrich, Vorarbeiter,

Lohmar, Wiesenpfad, CDU 
Pohl, Hubert, Arbeiter,

Lohmar, Kieselhöhe, CDU 
Schmidt, Bernh., Reichsbahnzu -

steller, Lohmar, Bachstr., Zentrum 
Schönenborn, Felix, Autotrans-

porteur, Lohmar, Kirchstr., CDU
Wacker, Franz, Reichsbahnschmied, 

Lohmar, Hauptstr., CDU
Bürgermeister Peter Kemmerich, 
Stellvertreter Johann Ennenbach

Die Gemeindevertretung 
von Altenrath:
Bungard, Johann, Landwirt,

Altenrath, Kirchstraße, CDU
Burger, Paul, Vertreter,

Altenrath, Grabenstraße, CDU

Clemens, Josef, Glaser,
Altenrath, CDU

Graaf, Richard, kaufm. Angestellter, 
Altenrath, Rübkamp, CDU

Dr. Kresse, Alwin, Arzt,
Altenrath, Kirchstraße, SPD

Schäfer, Hans, Verw.-Angest., 
Altenrath, Schengbüchel, CDU

Schwirten, Hubert,
Altenrath, Zentrum

Wolf, Johann, Landwirt,
Altenrath, Höhewiese, CDU

Hartges, Johann, Schreiner, 
Altenrath, Kirchstraße, Zentrum

Bürgermeister Hans Schäfer, 
Stellvertreter Richard Graff

Gemeindevertretung Breidt:
Ballensiefen, Gottfried, Landwirt, 

Geber, Zentrum
Broich, Josef, Müller,

Breidterstegsmühle, Zentrum
Eich, Adolf jun., Landwirt,

Krahwinkel, Zentrum
Felder, Wilhelm, Gewerkschafts-

Sekretär i.R., Breidt Zentrum
Klink, Rudolf, Landwirt,

Weegermühle, Zentrum 
Merten, Josef, Arbeiter,

Geber, Zentrum
Pütz, Johann, Landwirt

Winkel, Zentrum
Weber, Wilhelm, Landwirt,

Breidt, Zentrum
Wurm, Wilhelm, Vermessungsgehilfe, 

Breidt, Zentrum
Bürgermeister Wilhelm Felder, 
Stellvertreter Wilhelm Weber

Gemeindevertretung Halberg:
Bürvenich, Andreas, Rentner, 

Donrath, Hauptstraße, Zentrum
Dunkel, Job., Tiefbauunternehmer, 

Donrath, Hauptstraße Zentrum
Klein, Wilhelm, Landwirt,

Kreuzhäuschen, Zentrum
Knipp, Theodor, Milchhändler,

Broich, Zentrum
Mirbach, Johann, Landwirt,

Naaferberg, Zentrum
Müller, Wilhelm, Landwirt,

Grimberg, Zentrum
Wielpütz, Johann, Landwirt,

Ellhausen, Zentrum
Willaredt, Peter, Ingenieur,

Grimberg, Zentrum
Zimmermann, Josef, Landwirt,

Grimberg, Zentrum
Bürgermeister Wilhelm Klein, 
Stellvertreter Johann Wielpütz

Gemeindevertretung Inger:
Maylöhner, Josef, Landwirt,

Inger, CDU 
Pohl, Josef, Landwirt,

Winkel, CDU 
Roland, Heinrich, Werkmeister,

Heide, CDU
Sommerhäuser, Aloys, Landwirt,

 Neuenhaus, CDU
Söntgerath, Matthias, Wald arbeiter, 

Inger, CDU
Schwamborn, Robert, Landwirt, 

Inger, CDU
Wacker, Wilhelm, Händler,

Birk, CDU 
Weiler, Karl, Landwirt,

Algert, CDU
Wurm, Konrad, Schmied,

Birk, CDU
Bürgermeister Konrad Wurm, 
Stellvertreter Alois Sommerhäuser
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Gemeindevertretung 
Scheiderhöhe:
Decker, Peter, Müller u. Bäcker, 

Gammersbacher Mühle, Zentrum
Hover, Peter, Maschinist,

Wielpütz, CDU
Hock, Wilhelm, Landwirt,

Hammersch, Zentrum
Jansen, Heinrich, Landwirt,

Höngesberg, Zentrum
Kreuzberg, Peter, Landwirt,

Klasberg, Zentrum
Scharrenbroich, W., Arbeiter,

Hammersch, Zentrum
Schmitz, Johann, Gerber,

Wielpütz, CDU
Schwindt, Wilhelm, Landwirt,

Oberscheid, CDU
Völkerath, Josef, Landwirt,

Reelsiefen, CDU
Bürgermeister Heinrich Jansen, 
Stellvertreter Peter Hover

Ehrensold für den 
Amtsbürgermeister und die 
Gemeindebürgermeister

Nach den Wahlen der politischen 
Bürgermeister in den amtsangehö-
rigen Gemeinden nahmen die Ge-
meindevertretungen untereinander 
Kontakt auf, um die Frage eines 
Ehrensoldes für die im Ehrenamt 
gewählten und eingesetzten Bür-
germeister zu klären, da dieses Amt 
mit einem erheblichen Zeit- und 
Arbeitsaufwand verbunden war.

Im November und Dezember 1946 
beschlossen alle Gemeinderäte, 
ihren Bürgermeistern wie bisher 
einen jährlichen Ehrensold von 
45 Reichspfennig pro Einwohner 
zuzubilligen und diese Regelung 
von der Militärregierung genehmi-
gen zu lassen. Auf die einzelnen 
Gemeinden sollten dann ab dem 
Rechnungsjahr 1947 folgende Kos-
ten für ihre Bürgermeister zukom-
men (Einwohnerzahl zum 1. Januar 
1947):
Altenrath 1.025 Einw.   461.25 RM
Breidt    618 Einw.   278.10 RM
Halberg    866 Einw.  389,70 RM
Inger    877 Einw.  394,65 RM
Lohmar 2.385 Einw. 1.073,25 RM
Scheider-

höhe 1.048 Einw.    471,60 RM

Der jeweilige Ehrensold galt für 
ein Jahr und war danach neu zu 
berechnen und zu bewilligen. Der 
Amtsdirektor von Lohmar wies in 
seinem Antrag auf Genehmigung 
darauf hin, dass die Gemeinde-
bürgermeister am 30. September 
1946 gewählt und anschließend 
bestätigt worden wären. Ihre Amts-
dauer endet nach einem Jahr am 30. 
September 1947, sodass der Eh-
rensold für diesen Zeitraum gelten 
müsse. Am 18. Juni 1947 erteilte 

die Militärregierung über den Ober-
kreisdirektor die Genehmigung für 
den Ehrensold des Amtsbürger-
meisters und der Gemeindebürger-
meister.

Im Vergleich zur heutigen Zeit 
mussten die Aufgaben im Amt Loh-
mar mit einem kleinen Kollegium 
von Beamten und Angestellten be-
wältigt werden. 1939 bestand die 
Verwaltung aus zwei Beamten und 
neun Angestellten, in der Mehrzahl 
Männer (bei 4.211 Einwohnern). 
Durch den Zuzug von Fliegerge-
schädigten aus den Großstädten 
und von Flüchtlingen stieg die Ein-
wohnerzahl 1945 auf 5.769, die von 
zwei Beamten und 15 Angestellten 
verwaltet wurden. Nach Anordnung 
der Militärregierung musste der 
Amtsbürgermeister bzw. der Amts-
direktor ab Mai 1945 auch noch die 
Verwaltungsgeschäfte der Gemein-
de Wahlscheid mit übernehmen. 
Schon während der Kriegszeit ab 
April 1942 wurden auf Anordnung 
der Dienstaufsicht die Amtskassen 
von Lohmar und Wahlscheid zu-
sammengelegt und in Lohmar abge-
wickelt. Der Kostenaufwand für die 
Führung der beiden Kassen wurde 
entsprechend der Bevölkerungszahl 
zu einem Drittel von Wahlscheid 
und zu zwei Dritteln von Lohmar 
übernommen. 

Im Herbst 1946 wurde in den Gre-
mien des Amtes Lohmar über eine 
Beteiligung der Gemeinde Wahl-
scheid an den Kosten für das Gehalt 
des Amtsdirektors nachgedacht. 
Die Kommunalpolitiker wie auch 
der Amtsdirektor, der seit der Auf-
nahme seines Dienstes in Lohmar 
auch für die Gemeinde Wahlscheid 
arbeitete, vertraten die Ansicht, 
dass sich Wahlscheid auch an den 
Kosten des Verwaltungschefs betei-
ligen müsse. Die Amtsverwaltung 
von Lohmar stellte deshalb am 28. 
November 1946 beim Oberkreis-
direktor in Siegburg den Antrag, 
Wahlscheid mit einem Drittel am 
Gehalt des Amtsdirektors zu betei-
ligen, da er wöchentlich zwei volle 
Tage für den Nachbarort im Dienst 
und für diese Zeit dem Dienst für 
Lohmar entzogen sei.

Amtsdirektor Richard Schmidt 
hatte sich beim neu eingerichteten 
Kultusministerium in Düsseldorf 
um die Stelle eines Oberregie-
rungsrates beworben und war zum 

1. Dezember 1946 berufen worden. 
Er hatte in der Zeit von Ende Mai 
1945 bis November 1946 die Amts-
verwaltung in Lohmar geleitet. Mit 
seinem Ausscheiden war auch das 
Ende seiner Amtsführung in Wahl-
scheid verbunden. Sein Nachfolger, 
Amtsdirektor Priel, versuchte nun 
in einem lange währenden Prozess 
eine Mitbeteiligung der Gemein-
de Wahlscheid am Gehalt seines 
Vorgängers zu erreichen und fand 
darin auch die Zustimmung des 
Oberkreisdirektors Clarenz. Für das 
Haushaltsjahr 1945 (endend am 31. 
März 1946) verzichtete das Amt 
Lohmar auf eine Zahlung durch die 
Gemeinde Wahlscheid. Mit Nach-
druck wurde aber eine Kostenbetei-
ligung vom 1. April 1946 bis zum 
30. November 1946 durch Wahl-
scheid erwartet. Das Gehalt des 
Amtsdirektors belief sich monatlich 
auf brutto 656 RM, für acht Monate 
also 5.248 RM.

Wahlscheid argumentierte, dass 
Amtsdirektor Schmidt erst nach 
Dienstschluss in Lohmar seine Tä-
tigkeit in Wahlscheid aufgenom-
men habe und dort nur drei Stun-
den pro Woche tätig gewesen sei. 
Sein Vorgänger habe die gleiche 
Funktion und Arbeiten wie in Loh-
mar in der Gemeindeverwaltung 
Wahlscheid zu leisten gehabt, er-
widerte Amtsdirektor Priel. Diese 
Obliegenheiten hätte er nicht nach 
Feierabend und in drei Stunden wö-
chentlich abwickeln können. Tatsa-
che sei, dass Schmidt fast jeden Tag 
sicher und ein über den anderen Tag 
für drei bis vier Stunden und länger 
nach Wahlscheid abwesend war und 
nicht selten auch eine von Lohmar 
besoldete Angestellte als Hilfskraft 
mitgenommen habe.

Obwohl im Jahr 1947 mehrere 
Schreiben zwischen Lohmar und 
Wahlscheid sowie dem Oberkreis-
direktor in Siegburg als Aufsichts-
behörde gewechselt worden waren, 
weigerte sich die Gemeinde Wahl-
scheid beharrlich, sich an den Kos-
ten für das Gehalt von Amtsdirektor 
Schmidt zu beteiligen. Amtsdirektor 
Priel schrieb deshalb am 16. Janu-
ar 1948 an den Oberkreisdirektor: 
„Das Amt Lohmar kann sich mit 
der einfachen Zahlungsweigerung 
der Gemeinde Wahlscheid nicht 
abfi nden und muss in diesem Fal-
le eine aufsichtsbehördliche Fest-
setzung der Kostenbeteiligung er-
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warten. Da die Angelegenheit nun 
schon über ein Jahr schwebt, darf 
ich wohl um eine solche Festset-
zung bitten.“

Nun brachte die Gemeinde Wahl-
scheid einen anderen Vorgang zur 
Sprache, um die Zahlung zu ver-
meiden. Sie behauptete in einem 
Schreiben an Gemeindebürgermeis-
ter Jansen von Scheiderhöhe, dass 
sie auf Verlangen des damaligen 
Gouverneurs Collins den auf dem 
Gebiet der Gemeinde Scheiderhöhe 
liegenden Weg von der Aggerbrü-
cke nach Schiffarth instandgesetzt 
habe. Wahlscheid verlangte nun 
für diese Arbeiten Ersatz von der 
Gemeinde Scheiderhöhe bzw. eine 
Aufrechnung gegenüber der Forde-
rung des Amtes Lohmar. In einem 
Schreiben an den Oberkreisdirektor 
(1. April 1948) stellte Amtsdirektor 
Priel fest, dass der Verrechnungs-

vorschlag der Wahlscheider abwe-
gig sei. Der angeblich instandge-
setzte Weg gehe eindeutig zulasten 
der Gemeinde Scheiderhöhe und 
nicht des Amtes Lohmar. Ausser-
dem habe der Bürgermeister der 
Gemeinde Scheiderhöhe in münd-
licher Auseinandersetzung mit 
Wahlscheid klargestellt, dass eine 
Wegeinstandsetzung überhaupt 
nicht stattgefunden habe und weder 
gegen Scheiderhöhe, geschweige 
denn gegenüber dem Amt Lohmar 
Forderungen geltend gemacht wer-
den könnten.

Die Angelegenheit wurde noch ein-
mal am 17. März 1948 im Gemein-
derat von Wahlscheid verhandelt, 
aber eine Entscheidung noch einmal 
verschoben. Der Oberkreis direktor 
forderte deshalb die Gemeinde 
Wahl scheid am 12. April 1948 noch 
einmal auf, ihrer Verpfl ichtung ge-

genüber dem Amt Lohmar nachzu-
kommen und ihm bis zum 1. Mai 
1948 über das Veranlasste zu be-
richten. Am 10. Juni 1948 meldete 
die Gemeindeverwaltung Wahl-
scheid, dass sie die angeforderten 
Bezüge für den ehemaligen Amts-
direktor in Höhe von 1.749,38 RM 
an die Amtskasse Lohmar überwie-
sen habe.

Kommunalwahl 1948

Nur zwei Jahre nach der ersten frei-
en Wahl 1946 wurde im September 
1948 in den Kommunen wieder ge-
wählt. Die sich ausbreitende CDU 
und das Zentrum waren in Lohmar 
und seinen Gemeinden die großen 
Gewinner. Die SPD spielte keine 
große Rolle und die KPD fi el in die 
Bedeutungslosigkeit. Dies zeigte 
sich bei der Wahl der Bürgermeis-
ter und deren Stellvertretern durch 

Der letzte Gemeinderat der Gemeinde Lohmar mit Bürgermeister Wilhelm Schultes (CDU), sitzend 3. von links, 
im Jahr 1969. Durch die in diesem Jahr in Kraft getretene kommunale Neuordnung wurden alle kleinen Gemeinden 

und die Gemeinde ‚Wahlscheid zur neuen Gemeinde Lohmar zusammengefasst

Das Ergebnis der Bürgermeisterwahlen in der Amtsvertretung 
und den Gemeindevertretungen 1948 im Amt Lohmar:

 Amt Lohmar Hein, Ferdinand  Knipscherhof Selbstständiger Landwirt  Zentrum
 Stellvertreter  Ennenbach, Johann  Lohmar Kaufm. Angestellter  CDU
 Gemeinde Altenrath  Clemens, Josef  Altenrath Buchdrucker u. Glasermeister CDU
 Stellvertreter  Horst, Johann Altenrath Postagent Zentrum
 Gemeinde Breidt  Felder, Wilhelm Breidt Gewerkschaftssekretär i.R.  Zentrum
 Stellvertreter  Demmer, Johann Geber Selbst. Landwirt Zentrum
 Gemeinde Halberg  Klein, Wilhelm Kreuzhäuschen Selbst. Landwirt Zentrum
 Stellvertreter  Dunkel, Johann Donrath Tiefbauunternehmer Zentrum
 Gemeinde Inger  Pohl, Josef  Winkel Selbst. Landwirt CDU
 Stellvertreter  Sommerhäuser, Alois Neuenhaus Selbst. Landwirt CDU
 Gemeinde Lohmar  Herchenbach, Anton Lohmar Selbst. Bauunternehmer Zentrum
 Stellvertreter  Broicher, Baptist Lohmar Angestellter Zentrum
 Gemeinde Scheiderhöhe  Jansen, Heinrich Höngesberg  Selbst. Landwirt Zentrum
 Stellvertreter Scharrenbroich, Wilh.  Hammersch Hausmeister Zentrum
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die Amts- bzw, die Gemeindever-
tretungen. In einem Verzeichnis der 
Amtsträger aus dem Stadtarchiv 
Lohmar wurden neben den Beru-
fen auch der schulische Abschluss 
mit angegeben. Alle Bürgermeister 
und Stellvertreter konnten auf ei-
nen Volksschulabschluss verwei-
sen. Das lag einfach daran, dass es 
im Amt Lohmar zu dieser Zeit für 
diese Generation noch keine wei-
terführenden Schulen gab. Nur die 
Stadt Siegburg konnte ein Gymna-
sium, aber keine Realschule anbie-
ten.

Schluss

Die Männer der Verwaltung und der 
Parteien mussten in Lohmar wie in 
allen anderen Orten einen langen 
und beschwerlichen Weg zwischen 
der Stunde Null im Jahre 1945 und 
1948, dem Jahr der Währungsre-
form, beschreiten.

Nach der Zerschlagung der Na-
zidiktatur galt es, eine neue Ver-
waltung nach den von der Militär-
regierung vorgegebenen Regeln 
aufzubauen und die Bürger über die 
Parteien an einer demokratischen 
Selbstverwaltung zu beteiligen, die 
nach ihren Erfahrungen mit Dikta-
tur, Krieg und Niederlage zunächst 
wenig Interesse an einem von den 
Siegermächten verordneten Wie-
deraufbau eines demokratischen 
Systems aufbrachten, zumal die 
allermeisten Menschen durch den 
täglichen Kampf ums Überleben 
voll ausgelastet waren.

Riesengroß waren die Schwierig-
keiten auf allen Gebieten des täg-
lichen Lebens, die die Männer der 
ersten Stunde mutig anpackten, 
immer unter Beobachtung der Mi-
litärregierung, um die schwierigen 
Lebensbedingungen der Bürger zu 
erleichtern. 

Natürlich wurden in dieser Zeit des 
Wiederaufbaus auch Fehler began-
gen und Fehlverhalten registriert, 
aber dennoch leisteten die ehren-
amtlichen Amateurpolitiker ein 
gewaltiges Maß an Aufbauarbeit in 
ihrem zerstörten Vaterland. 

Dieser Artikel soll die Bedingungen 
und die Namen der Beteiligten zwi-
schen 1945 und 1948 nennen, die 
den materiellen und geistigen Wie-
deraufbau unseres Heimatortes ein-
leiteten. Nach der Währungsreform 

1948 und der Unterstützung durch 
den Marshall-Plan arbeiteten sie wei-
ter am Aufbau unseres Landes und 
trugen mit dazu bei, dass es wieder 
zu einem allseits geachteten Partner 
innerhalb der Völkerfamilie wurde.
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Der letzte Gemeinderat der Gemeinde Halberg
mit Bürgermeister Willibald Jacobs (CDU), 2. von rechts, im Jahr 1969

Bürgermeister Hermann Fielenbach (CDU), 3. von links, stellte sich
mit dem letzten Gemeinderat von Inger 1969 zum Gruppenfoto

Der letzte Gemeinderat der Gemeinde Breidt
mit Bürgermeister Franz-Josef Wacker (CDU, 2. von links, im Jahr 1969)


